
Sehr geehrte/r [ANREDE],  

ich schreibe Ihnen in Bezug auf die aktuellen Planungen für den Bundeshaushalt 2024. Als deutschem 
Bürger, dem die deutsch-israelischen Beziehungen und echter Frieden im Nahen Osten wichƟg sind, 
ist es mir schon länger ein Anliegen, dass deutsche Hilfszahlungen und -leistungen an die 
PaläsƟnenser einen Beitrag zu friedlicher Koexistenz leisten und dass deren missbräuchliche 
Verwendung ausgeschlossen ist.  

Leider haben wir im Verlauf und Nachgang des Hamas-Massakers vom 7. Oktober miterleben und 
mitansehen müssen, dass eine Mehrheit der paläsƟnensischen GesellschaŌ im Gazastreifen und auch 
im Westjordanland überhaupt kein Interesse an friedlicher Koexistenz hat, sondern vielmehr 
genozidale Bestrebungen duldet, unterstützt oder gar akƟv verfolgt. Umfragen nach dem 7. Oktober 
machen deutlich, dass die paläsƟnensische ZivilgesellschaŌ das Massaker mehrheitlich befürwortet, 
die Hamas unterstützt und anƟsemiƟsche Grundanschauungen hegt, die ihnen auf vielen Kanälen 
tagtäglich begegnen und vermiƩelt werden. Hamas, aber auch die paläsƟnensische 
Autonomiebehörde sowie die Fatah und die PLO propagieren und befördern nämlich öffentlich 
Judenhass und halten ihre Bevölkerung dazu an, diesen auch physisch auszuleben. Wer dem 
nachkommt, erhält von dem moderaten Mahmud Abbas und ihm unterstehenden InsƟtuƟonen 
finanzielle Vergütung in Form von „Märtyrerrenten“, deren Höhe sich nach der Länge der 
Gefängnisstrafe, das heißt der Schwere der Tat, bemisst.  

All das ist jahrelang bekannte Praxis und dennoch fließen deutsche Steuergelder weiterhin kaum 
kondiƟoniert oder kontrolliert in Hilfsprogramme und -töpfe einiger dieser Personen und 
OrganisaƟonen sowie ihrer VorfeldorganisaƟonen, die im NGO-Sektor oder als Hilfswerke getarnt 
agieren. Das muss auĬören! Unsere Hilfsgelder, auch die humanitären, werden miƩlerweile am 
helllichten Tag von Kämpfern der Hamas gekapert und geklaut. Entsprechende Videos auf Social 
Media zeigen, dass unsere gut intenƟonierte Hilfe derzeit in den Händen der Falschen landet. 
Während die paläsƟnensische Zivilbevölkerung leidet, bereichert sich die korrupte poliƟsche Elite, ob 
in Gaza oder dem Westjordanland. 

UN-InsƟtuƟonen wie die UNRWA oder UNICEF sind offensichtlich von der Hamas infiltriert und 
unterlaufen worden und können zumindest in Gaza nicht mehr als neutrale und integre Akteure und 
Distribuenten unserer Hilfen gelten. 

Die Vergabepraxis unserer humanitären und sonsƟgen Hilfsgelder an die PaläsƟnenser muss diesen 
geänderten oder neu geoffenbarten Realitäten angepasst und solange ausgesetzt werden, bis eine 
fortgesetzte missbräuchliche Verwendung deutscher SteuermiƩel ausgeschlossen werden kann. 
Dazu bedarf es einer grundlegenden Überarbeitung und neuer Ansätze deutscher Hilfszahlungen. 
Ein „weiter so“ darf es nicht geben. Bisherige BeschwichƟgungen der Außenministerin und ähnliche 
Bekundungen der Entwicklungshilfeministerin, dass man „natürlich keine Terrorfinanzierung“ mache, 
dürfen angesichts der aus Gaza kommenden Erkenntnisse bestenfalls als naives Wunschdenken 
verstanden werden, aber keineswegs als Spiegel der Realität. 

Ich möchte Sie deshalb respektvoll, aber nachdrücklich dazu auffordern, sich in den Beratungen des 
Haushaltsausschusses dafür einzusetzen, dass den befassten Ministerien, vor allem dem 
AuswärƟgen Amt (AA) und dem Bundesministerium für wirtschaŌliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) entsprechende Vorgaben in der Form qualifizierter Sperren gemacht werden. 
Diese Vorgaben müssen von einer unabhängigen Instanz (Haushaltsausschuss oder 
Bundesrechnungshof) überprüŌ, kontrolliert und durchgesetzt werden können, da interne 
Controlling-Mechanismen der Ministerien offenbar nicht greifen. 



Durch das durch PaläsƟnenser begangene Pogrom vom 7. Oktober ist die Vergabepraxis deutscher 
Hilfen für die PaläsƟnenser endgülƟg ins Licht der Öffentlichkeit gerückt. Die selbstverständliche 
Erwartung, dass unsere Hilfen, egal auf welchem Wege, nicht Terroristen zugutekommen, müssen Sie 
als Haushälter des Bundestags nun umsetzen und sicherstellen. Dazu wünsche ich Ihnen den nöƟgen 
Mut, moralische Klarheit und gutes poliƟsches Geschick.  

Mit freundlichen Grüßen 
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